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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Das Bundesgesetz über Prävention und Gesundheitsförderung soll den in Art. 118 Abs.
2b der Bundesverfassung verankerten Gesetzgebungsauftrag umsetzen, wonach der
Bund Regelungen zur Bekämpfung stark verbreiteter oder bösartiger Krankheiten
erlässt. Es hat zum Ziel, die Steuerung, die Koordination und die Effizienz von
Präventions-, Gesundheitsförderungs- und Früherkennungsmassnahmen zu verbessern
und damit zur Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung in der Schweiz
beizutragen. Das Gesetz war 2011 vom Nationalrat mit einigen Änderungen an den
Ständerat überwiesen worden, der jedoch noch Ende 2011 Nichteintreten beschlossen
hatte. Im März 2012 behandelte der Nationalrat die Vorlage deshalb erneut und hielt
nach langer Debatte mit 106 zu 79 Stimmen an Eintreten fest. Teile der CVP/EVP/glp
Fraktion, sowie einige Liberale und die geschlossene SVP Fraktion stellten sich gegen
den Gesetzesentwurf. Eine rechtsbürgerliche Kommissionsminderheit Frehner (svp, BS)
hatte erneut einen Antrag auf Nichteintreten gestellt. Die Gegner der Vorlage sahen im
Rahmengesetz eine Bevormundung der Bevölkerung sowie die Gefahr einer
aufblühenden, teuren Präventionsindustrie, welche nicht kontrollierbar sei. Prävention
an sich sei zwar wichtig und im Rahmen der Möglichkeiten zu fördern, ein eigenes
Gesetz dazu sei aber der falsche Weg. Das vom Nationalrat abermals unterstützte
Gesetz gelangte Mitte 2012 wiederum in den Ständerat, wobei die vorberatende
Kommission für Eintreten warb. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ) wollte dies abermals
verhindern, den ersten Ständeratsentscheid bestätigen und die Vorlage so endgültig
zum Scheitern bringen. In einer langen Eintretensdebatte zwischen zwei gleich starken
Lagern wurden die Argumente nochmals dargelegt. Das Gesetz sei ein wichtiges Signal
und ein Instrument zur Koordination, so die Befürworter; es sei unnötig, eine
Bevormundung der Bürgerinnen und Bürger, so die Voten der Gegner, welche sich im
Übrigen in der kleinen Kammer zahlreich in den Reihen der CVP fanden. Bei 21 zu 21
Stimmen entschied Ratspräsident Altherr (fdp, AR) für Eintreten. Die Detailberatung
zeigte keine grösseren Kontroversen und in der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage
mit 20 zu 16 Stimmen gutgeheissen. Im September wurden sämtliche Anpassungen des
Ständerates von der Volkskammer angenommen, womit inhaltliche Differenzen
ausgemerzt waren. Der Ständerat musste schliesslich im September des Berichtsjahres
lediglich noch über die Ausgabenbremse befinden, welche wegen Artikel 39a gelöst
werden musste, da das Gesetz auch 9 Mio. CHF pro Jahr für die Stiftung
Gesundheitsförderung Schweiz vorsah. Die 22 für den Antrag abgegebenen Stimmen (19
dagegen) reichten allerdings nicht aus, um das nötige qualifizierte Mehr zu erreichen.
Der Nationalrat stellte sich in der vierten Runde erneut hinter die Vorlage und schickte
das Geschäft diskussionslos zurück an den Ständerat. Mit einem letzten Aufbäumen
gegen das Gesetz beantragte eine Minderheit Schwaller (cvp, FR) die Verweigerung der
Lösung der Ausgabenbremse – erfolgreich, denn mit dem Votum von 21 gegen 20
Stimmen blieb das qualifizierte Mehr erneut aus. Die Vorlage musste damit in die
Einigungskonferenz, welche sich für den Entwurf des Nationalrates aussprach. Mit 105
zu 70 Stimmen folgte dieser dem Antrag. Im Ständerat hatte die Vorlage aber bis zum
Schluss keine Chance und in der letzten Abstimmung scheiterte das Geschäft mit 22 zu
19 Stimmen abermals am qualifizierten Mehr. Die Vorlage war damit abzuschreiben und
ein Prozess, welcher sich über rund drei Jahre hinzog, wurde ergebnislos
abgeschlossen. Es war in den letzten 20 Jahren erst das zweite Mal, dass die kleine
Kammer einen Vorschlag der Einigungskonferenz ablehnte. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Tarifpartner sollen Tarife von Laboranalysen aushandeln. So kurz und knapp war der
Auftrag an den Bundesrat aus einer Kommissionsmotion der SGK des Ständerats, womit
ein gleicher Mechanismus wie bei den DRG und beim Tarmed übernommen werden
sollte. Eine linke Kommissionsminderheit wollte diese KVG-Änderung nicht mittragen.
Der Bundesrat beantragte ebenfalls, die Motion nicht zu unterstützen, da er Blockaden
bei den Tarifverhandlungen befürchtete, wie dies bereits beim Tarmed oder bei der
Physiotherapie zu Problemen geführt hatte. Deswegen wollte die Regierung ihre durch
das KVG eingeräumte Subsidiarität im Bereich der Tarifregelungen beibehalten und so
eine „schlanke Regelung“ weiterführen.
Das Plenum beriet diese in der Kommission mit 9 zu 3 Stimmen gefasste Motion im

MOTION
DATUM: 29.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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November 2017 und nahm sie mit 24 zu 18 Stimmen an. Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) führte die Beweggründe aus und verwies dabei nicht nur auf ältere Vorstösse –
seine eigene Motion (Mo. 16.3487), die er nach dieser Beratung zurückzog,
eingeschlossen –, sondern auch auf Sondierungsgespräche zwischen der FMH und den
Krankenkassenverbänden im Zuge der Beratungen ebendieser. Die vorliegende Motion
wurde unter Berücksichtigung besonderer Kritikpunkte der Verhandlungspartner als
Folge-Vorstoss formuliert. Die Gegner der Motion hielten sie für unnötig, weil, und hier
teilten sie die Meinung der Regierung, es bereits möglich sei, tiefere Tarife
auszuhandeln. Jene Tarife, die bereits geregelt sind, würden Höchstansätze beziffern
und eine Unterschreitung dieser sei in gegenseitigem Einverständnis bereits denkbar.
Überdies wurde angeregt, noch einen sich in Ausarbeitung befindlichen
Massnahmenkatalog zur Begrenzung der Gesundheitskosten abzuwarten. Die
Opposition verfing im Rat zu wenig und die Motion ging an den Nationalrat. 2

1) BBl, 2009, 7071 ff.; AB NR, 2012, S. 305 ff., 1372 ff., 1579 f. und 1694 ff.; AB SR, 2012, S. 371 ff., 780, 862 ff. und 930 ff., NZZ,
28.9.12. 
2) AB SR, 2017, S. 806 f.
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